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Ein deutlich sichtbares Zeichen der 
Solidarität mit Venezuela setzten 
am 28. Mai über 750 Menschen in 
der Berliner Urania. Mehr als 30 
Initiativen, Parteien, Medien und 

Organisationen hatten zu der Kundgebung auf-
gerufen, die sich nicht nur gegen die Blockade 
des südamerikanischen Landes durch die USA, 
sondern auch gegen die Politik der deutschen 
Regierung richtete. Bundesaußenminister Hei-
ko Maas (SPD) hatte am selben Tag in Berlin 
eine »Lateinamerika-Konferenz« veranstaltet, 
zu der alle seine Amtskolleginnen und -kollegen 
aus Lateinamerika und der Karibik eingeladen 
waren – mit Ausnahme des venezolanischen 
Außenministers Jorge Arreaza.

Das durfte nicht unwidersprochen bleiben. 
»Dann laden eben wir ihn ein«, war die Aus-
gangsidee, mit der die Vorbereitungen zu der 
Veranstaltung begannen. Tatsächlich war der 
Chefdiplomat der venezolanischen Regierung 
sehr daran interessiert, auch gegen den Wil-

len der Bundesregierung nach Berlin zu rei-
sen. Schließlich machten die politischen Ent-
wicklungen in seinem eigenen Land dem ei-
nen Strich durch die Rechnung: Arreaza konnte 
nicht kommen, weil er in Oslo an den Ge-
sprächen zwischen Regierung und Opposition 
Venezuelas beteiligt war. Aber er meldete sich 
in der Urania per Telefon zu Wort und schick-
te seinen Stellvertreter Yván Gil nach Berlin. 
Neben diesem ergriffen Carolus Wimmer von 
der Kommunistischen Partei Venezuelas, der 
deutsche Gewerkschafter Orhan Akman und 
der kolumbianische Journalist Hernando Calvo 
Ospina das Wort, ihre Beiträge dokumentieren 
wir in diesem jW-Spezial.

Musikalische Beiträge kamen von der be-
kannten venezolanischen Sängerin Cecilia 
Todd – die eigens ihre laufende Europatournee 
unterbrach –, dem chilenischen Liedermacher 
Nicolás Miquea aus Berlin sowie dem ebenfalls 
in Berlin beheimateten Trio Palmera, souverän 
moderiert von der Schauspielerin Esther Zim-

mering und dem stellvertretenden jW-Chefre-
dakteur Sebastian Carlens.

In einer Gesprächsrunde diskutierten Vertreter 
der deutschen Linken über die Aufgaben der So-
lidaritätsbewegung in der Bundesrepublik. Ger-
hard Mertschenk vom Berliner Bündnis »Hände 
weg von Venezuela« berichtete dabei über die 
wöchentlichen Kundgebungen, die es seit Ende 
Januar praktisch wöchentlich vor dem General-
konsulat der USA in Berlin gibt. Man wolle da-
mit einerseits der venezolanischen Bevölkerung 
zeigen, dass sie nicht allein ist. Andererseits 
kläre man in den auch als Videos verbreiteten Re-
den über die vielen Falschmeldungen auf, die in 
den meisten deutschen Medien über Venezuela 
verbreitet würden. Der Bundestagsabgeordnete 
Andrej Hunko (Linke) war zuvor bei der offiziel-
len Veranstaltung der Bundesregierung gewesen, 
und die habe ihm »noch einmal die Schuhe aus-
gezogen«. Maas habe den faschistischen brasi-
lianischen Präsidenten Jair Bolsonaro indirekt 
als Freund bezeichnet, so Hunko. Das sei »wirk-

lich unerträglich«. »Ich würde mir wünschen, 
dass die deutsche Außenpolitik eine Rolle wie 
Norwegen einnehmen würde«, sagte Hunko mit 
Blick auf die von Oslo vermittelten Gespräche 
zwischen Regierung und Opposition Venezuelas. 
Er selbst hatte kurz zuvor das südamerikanische 
Land besucht und Gespräche geführt. Das habe 
bei einigen Medien »Schnappatmung« ausge-
löst, weil er sich nicht nur mit Juan Guaidó, 
sondern auch mit Nicolás Maduro und anderen 
Regierungsvertretern getroffen habe. In der deut-
schen Bevölkerung habe er für seine Initiative 
jedoch viel Zustimmung erhalten, betonte er. Der 
DKP- Vorsitzende Patrik Köbele unterstrich, dass 
es nicht nur um Venezuela, sondern immer auch 
um Kuba gehe. In Venezuela finde ein täglicher 
Klassenkampf statt. Dabei sei klar, dass man 
den Weg zum Sozialismus nicht am Reißbrett 
entwerfen könne. Entscheidend sei aber, dass die 
Kapitalistenklasse, deren Vertreter der venezola-
nische Putschistenführer Guaidó sei, endgültig 
entmachtet werden muss.

Zeichen der Solidarität
Hunderte Menschen kamen Ende Mai in Berlin zu einer Großveranstaltung für Venezuela zusammen.  
Wir dokumentieren die Redebeiträge. Von André Scheer
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Hallo, guten Abend! Hier 
spricht Jorge Arreaza, der 
Genosse Jorge, aus Oslo, 
Norwegen, wo wir ebenfalls 

für den Frieden kämpfen. Wir wollten 
euch heute bei dieser schönen kulturel-
len und politischen Veranstaltung zur 
Unterstützung unseres Volkes begleiten, 
das im Kampf gegen den Imperialismus, 
gegen die Zwangsmaßnahmen steht. 
Unser Volk erleidet eine vielschichti-
ge Aggression gegen unsere Wirtschaft, 
unsere Bürger, unseren Geist und unser 
Denken, einen Medienkrieg und auch 
einen direkten psychologischen Angriff, 
indem die Regierung der Vereinigten 
Staaten, die Trump-Administration, den 
Einsatz von Gewalt, einen Kriege, an-
droht.

Man kann ihre Ziele damit zusammen-
fassen, dass sie die Kontrolle über die 
Reichtümer Venezuelas, über das Erdöl, 
zurückgewinnen wollen. Das ist eine his-
torische Auseinandersetzung zwischen 
dem Imperialismus und dem Volk Ve-
nezuelas. Sie wollen uns kontrollieren, 
um die Gewinne einzustecken, um den 
Kapitalismus zu füttern. Doch das Volk 
Venezuelas und seine Revolution wol-
len diese Gewinne kontrollieren, um 
sie für das Volk zu investieren: in die 
Gesundheitsversorgung, in die Bildung, 
in Wohnungen, in die Infrastruktur, um 
unserem Volk seine sozialen Rechte zu 
garantieren.

Das ist das Modell, das der Coman-
dante Hugo Chávez entworfen hat und 
das wir Bolivarischen und Chavisti-
schen Sozialismus des 21. Jahrhunderts 
nennen. Wir werden dieses Modell und 
unsere Souveränität weiter verteidigen. 
Aber das können wir nicht alleine tun. 

Deshalb all unseren Dank und unseren 
Stolz dafür, dass ihr uns unterstützt. In 
Deutschland, in Europa, in der ganzen 
Welt gibt es Solidaritätsbewegungen, 
denn ihr wisst, dass es in diesem Kampf 
nicht nur um Venezuela geht. Dieser 
Kampf geht um die Würde aller Völker 
der Welt. Wir müssen den Wahnsinn des 
Imperiums und der ihm unterworfenen 
Länder ein für allemal aufhalten.

Auf unserem Kontinent, in Latein-
amerika und der Karibik, haben sich 
leider verschiedene Regierungen, die 
meist von Unternehmern und Geschäfts-
leuten kontrolliert werden, Donald 
Trump unterworfen und befolgen seine 
Kriegsbefehle. Wir aber reichen allen 
Regierungen der Welt unsere Hand zur 
Freundschaft. Hoffentlich kommen wir 
auch mit der Regierung Deutschlands 
wieder zusammen. Das wird geschehen, 
wenn sie wieder das Völkerrecht und die 
Souveränität des venezolanischen Vol-
kes respektiert. Und währenddessen ist 
unser Volk auf der Straße, kämpft gegen 

das durch eine ihm aufgezwungene Wirt-
schaftsblockade verursachte Leiden. 
Aber zugleich setzt sich unser Volk auch 
hier in Oslo und wo immer sonst es sein 
mag für den Frieden ein, für den Dialog, 
das Zusammenkommen der Venezola-
ner und den Respekt für unsere Souverä-
nität und unsere Verfassung.

Ich danke den Menschen in Deutsch-
land sehr für ihre Unterstützung; euch 
allen, jeder Frau und jedem Mann, die 
uns unterstützt haben, die jeden Sonn-
abend in Berlin am Brandenburger Tor 
oder in anderen Teilen Deutschlands und 
Europas auf die Straße gegangen sind. 
Wir werden es schaffen, wir werden sie-
gen, wir werden den imperialen Irrsinn 
stoppen. Wir werden erreichen, dass die 
Blockade Venezuelas aufgehoben und 
das Modell der Bolivarischen Revolution 
in der Welt wieder respektiert und ge-
schützt wird. Vielen Dank!

Es lebe der Frieden! Es lebe der Sozia-
lismus! Und es lebe die Souveränität der 
Völker! Wir werden immer siegen!

»Wir müssen den 
Wahnsinn aufhalten«
Grußbotschaft aus Oslo: Dank für Solidarität und Hoffnung auf 
Respekt für Venezuelas Souveränität. Von Jorge Arreaza

Der staatliche Erdölkon-
zern PDVSA ist das Herz-
stück von Venezuelas 
Wirtschaft IV

A
N

 A
LV

A
R

A
D

O
/R

E
U

T
E

R
S

Unser Amerika erscheint 
als Beilage der jungen 
Welt im Verlag 8. Mai 
GmbH, Torstraße 6, 
10119 Berlin. 
Redaktion: André Scheer 
(V. i. S. d. P.), Anzeigen: 
Nora Walther, Bild-
redakti on: Jan Lieske,  
Gestaltung: Michael 
Sommer.

   Dem cubanischen Präsidenten Miguel Díaz-Canel werden

seit seinem Amtsantritt vor über einem Jahr viel Sympathie 

und Vertrauen durch die Bevölkerung entgegengebracht, 

zu der er engen Kontakt hält. Die Einheit zwischen Regie-

rung und Bevölkerung ist besonders wichtig zu einer Zeit, 

wo der US-Imperialismus seine aggressive Politik gegen- 

 Der Preis
der Freiheit

Netzwerk Cuba Informationsbüro e.V.
Weydingerstr. 14-16 · 10178 Berlin · Info@netzwerk-cuba.de
Tel. 030-240 093 38 · Spenden: Postbank Berlin · BIC: PBNKDEFF
IBAN: DE52 1001 0010 0032 3301 04
                                                                      Nachrichten aus und über Cuba: netzwerk-cuba.de

über den fortschrittlichen Regierungen Lateinamerikas 

ausweitet. Das ist nach den Worten Díaz-Canels der Preis, 

den die unterdrückten Völker bezahlen müssen, wenn sie 

die imperiale Ordnung herausgefordert haben.

   Das venezolanische Segelschulschiff im Hafen von Ha-

vanna steht symbolisch für die Freundschaft Cubas

mit der bolivarianischen Revolution in Venezuela,

die momentan besonderem Druck ausgesetzt

ist. Das dahinter anliegende Kreuzfahrt-

schiff soll in Zukunft keine Touristen

mehr aus den USA anlanden. Sie

werden erneut um ihre Freiheit 

gebracht, sich selbst ein Bild von

der cubanischen Realität zu

machen. Reiseunternehmen,

die US-Touristen nach Cuba 

gebracht hatten, mussten im

nachhinein hohe Strafgelder

                                          
        

bezahlen. Doch Cubas Wirtschaft und seine Menschen wer-

den durch diese fast hilflos anmutenden Anstrengungen 

der Trump-Administration nicht auf die Knie gezwungen. 

  Das gilt auch für Venezuela, wo der von niemandem ge-

wählte Operettenkaiser Guaidó ohne Kleider dasteht und 

 zunehmend zu einer Lachnummer wird. Darüber hinaus hat 

      Präsident Maduro die schon unter Hugo Chávez nach

            cubanischem Vorbild aufgebauten bewaffneten Volks- 

              milizen auf mehr als 1,5 Millionen Männer und 

                 Frauen erweitert: Ja, Lateinamerikas Völker sind 

                   dabei, ihre Lektion aus Chile 1973 zu lernen –

                     ihnen die Freiheit zu nehmen wird schwieriger.

                                       Wir, das Netzwerk Cuba, stehen

                                    solidarisch an der Seite der für eine                    

s                                   bessere Welt kämpfenden Völker – 

                                    eine Spende von euch trägt dazu 

                                    bei, dass wir unsere ehrenamtliche 

                                                           A
rbeit voranbringen.                                 

            

Gesundheit für 
alle – Kuba 
macht es vor!
Wer in Kuba medizinische Behandlung benötigt, 
erhält diese: frei zugänglich und kostenlos!  
Damit in Kuba weiterhin alle Menschen zu ihrem Recht auf Gesundheit 
kommen, setzt sich mediCuba-Suisse seit über 25 Jahren dafür ein, dass 
Kuba sein erfolgreiches Gesundheitswesen zugunsten der Bevölkerung 
erhalten und weiterentwickeln kann.  

Helfen Sie mit und unterstützen Sie uns bei unserem solidarischen 
Engagement für das kubanische Gesundheitswesen!  

Spenden: IBAN CH60 0900 0000 8005 1397 3   www.medicuba.ch 

Jorge Arreaza ist Außen-
minister der Bolivari-
schen Republik Venezu-
ela. Seinen Beitrag über-
mittelte er als Audiobot-
schaft, die während der 
Veranstaltung abgespielt 
wurde.
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Vielen Dank, dass Ihr uns ein-
geladen habt. Dies ist ein 
Kampfabend gegen den Im-
perialismus, damit es auch 

Donald Trump im Weißen Haus in Wa-
shington hört: Hände weg von Venezu-
ela! Yankees Go Home! Gerade ange-
sichts der vielen Fake News, die über 
Venezuela und unseren Kampf, über 
die Regierung und unseren Präsiden-
ten Nicolás Maduro verbreitet werden, 
müssen sie merken, dass sich nicht nur 
in Venezuela, sondern überall auf der 
Welt Solidarität und Widerstand zeigen.

Wenn wir von Lateinamerika spre-
chen, ist es wichtig zu beachten, dass die 
Außenpolitik der Vereinigten Staaten 
seit 200 Jahren der selben Linie folgt. 
Es begann 1823 mit der Monroe-Doktrin 
und der Losung »Amerika den Ame-
rikanern«. Heute heißt sie: Die ganze 
Welt den Amerikanern, oder »Ameri-
ca First«. Das bedeutet, dass die Elite 
der USA – nicht das US-amerikanische 
Volk –, für sich das Recht in Anspruch 
nimmt, uns auszubeuten und über uns 
zu bestimmen.

Im 19. Jahrhundert entstand auch die 
Doktrin der »Manifest Destiny«, derzu-
folge das nordamerikanische Volk von 
Gott ausersehen ist, seine Demokratie 
und Visionen in andere Länder zu tra-
gen und die Welt zu beherrschen. Und 
drittens eine auf Präsident Rutherford 
B. Hayes (1822–1893) zurückgehende 
Weiterentwicklung der Monroe-Dokt-
rin, wonach alle Gewässer unseres Kon-
tinents von den USA kontrolliert wer-
den müssen. Sie nehmen für sich also 
das Recht in Anspruch, an jedem Ort an-
wesend zu sein. Das vierte interessante 
Dokument ist das Roosevelt-Corollary. 
Was US-Präsident Theodor Roosevelt 
1904, vor über 100 Jahren, sagte, klingt 
wie die heutige Politik des Landes: Die 
nordamerikanische Regierung habe das 
Recht und die Pflicht, die Interessen des 
Landes und auch der US-Unternehmen 
zu verteidigen, wenn diese in Gefahr 

sind. Washington müsse eingreifen, um 
die Situation zu korrigieren. Wenn das 
aber von der Regierung des anderen 
Landes verweigert werde, müsse sie ge-
stürzt werden. Das ist dasselbe, was 
uns heute als Regime-Change-Politik 
angeboten wird. Ich will damit nur kurz 
andeuten, dass wir es nicht mit etwas 
Neuem zu tun haben, das sich Donald 
Trump oder vorher Barack Obama ha-
ben einfallen lassen.

In Venezuela herrscht täglicher Klas-
senkampf. Was Ihr in den Medien lesen, 
hören oder sehen könnt, ist oft richtig, 
manchmal aber auch falsch, also Lügen 
und Halbwahrheiten. Man muss sich 
deshalb immer fragen: Was steckt da-
hinter? Und wer steckt dahinter? Wel-
che Klasseninteressen stecken dahinter? 
Denn hinter Trump stehen die Industrie- 
und Finanzmonopole.

Ich möchte vier Faktoren nennen, die 
in diesem Zusammenhang wichtig sind. 
Erstens spielt die Geopolitik eine große 
Rolle, also das internationale Kräfte-
verhältnis. Trotz aller Anstrengungen 
der USA und auch einiger Regierungen 
in Europa haben 140 Länder Nicolás 
Maduro als Präsident Venezuelas aner-
kannt. Das ist eine klare Mehrheit, und 
unter diesen 140 Ländern befinden sich 
auch solche »kleinen und unbedeuten-
den« Staaten wie China, Russland und 
natürlich Kuba.

Zweiter Punkt: die Wirtschaft. Hier 
gibt es große Schwierigkeiten, die man 
nicht leugnen kann. Venezuela befin-
det sich nach wie vor in der Phase des 
Übergangs vom Kapitalismus zum So-
zialismus, und so erleben wir in Ve-
nezuela alles Dekadente, das ganze 
Krisensystem des Kapitalismus. Das ist 
Klassenkampf, und in diesem greift das 
Kapital zu allen legalen und illegalen 
Mitteln, um den Willen des venezo-
lanischen Volkes zu brechen. Wichtig 
ist aber, dass wir eben keine kapitalis-
tische Regierung haben, die alle Lei-
den und Schulden dem Volk zuschiebt. 

Trotz aller Schwierigkeiten betreibt 
sie Sozialpolitik, Wohnungspolitik. Es 
gibt Unterstützung für die Rentner und 
Pensionäre, bei der Lebensmittelversor-
gung und im Gesundheitswesen. Die Si-
tuation ist schwierig, aber es besteht die 
große Hoffnung, dass wir die Probleme 
lösen werden.

Die dritte Frage ist: Wie reagieren die 
Massen? Sind die Massen organisiert? 
Wen unterstützen sie? Stehen sie auf 
der Seite der Bolivarischen Revolution 
oder stützen sie diesen Hampelmann, 
der sich zum Präsidenten ernannt hat?

Der tägliche Kampf beweist, dass die 
Mehrheit der Bevölkerung Venezuelas 
hinter der Regierung, hinter dem recht-
mäßig gewählten Präsidenten Nicolás 
Maduro und hinter der bolivarischen 
Verfassung steht. Wir verteidigen im 
Moment das bereits Erreichte. Aber die 
zweite Aufgabe ist natürlich, auch das 
noch nicht Erreichte zu erkämpfen. Das 
ist ein Teil unseres Kampfes, eine neue 
Form der Demokratie, die partizipative 
Demokratie. Die Bevölkerung unter-
stützt den legitimen Präsidenten Nico-
lás Maduro, alle anderen Behauptungen 
sind Märchen aus den Medienshows.

Damit kommen wir zum vierten 
Punkt, den Institutionen. Funktionieren 
sie oder funktionieren sie nicht? Wen 
unterstützen sie? Wen erkennen sie an?

Die Institutionen sind verfassungs-
treu und unterstützen die Veränderun-
gen im Land. Die einzige Ausnahme – 
und das ist eine Warnung für uns – ist 
die Nationalversammlung. Die Parla-
mentswahlen 2015 wurden von der Op-
position gewonnen. Aber ein solcher 
Wahlerfolg bedeutet natürlich nicht, 

dass das Parlament die Aufgabe hätte, 
den in Venezuela direkt von der Bevöl-
kerung gewählten Präsidenten zu stür-
zen. Um es mit der Bundesrepublik zu 
vergleichen: Das wäre, als wenn der 
Bundespräsident plötzlich aufstehen 
und verlangen würde, die Regierung zu 
stürzen. Das verstößt gegen das Recht 
und muss natürlich von der Justiz be-
straft werden.

Alle anderen Institutionen sind stabil. 
Eine der wichtigsten von ihnen sind 
die nationalen Streitkräfte. Über die-
se wird viel Blödsinn verbreitet, etwa 
dass 90 Prozent der Militärs Präsident 
Maduro ablehnen würden. Aber dann 
planen sie einen Putsch, und nur 116 An-
gehörige der Truppen laufen zu ihnen 
über. Die Streitkräfte Venezuelas, die 
Fuerza Armada Nacional Bolivariana, 
sind verfassungstreu und erkennen Ni-
colás Maduro als ihren Oberkomman-
dierenden an.

Damit komme ich zum dritten The-
ma, der Solidarität. Oft ist man sich 
nicht bewusst, was ein voller Saal wie 
dieser hier bedeutet. Vielleicht denkt 
auch mancher, dass man nicht viel ma-
chen kann. Aber die Solidarität ist welt-
weit, und es ist die Summe der aktiven 
Solidarität aus Zellen, Treffen, Men-
schen, Aktionen, Flugblattverteilungen, 
der jungen Welt, die bisher verhindert 
haben, dass die USA militärisch in Ve-
nezuela einschreiten. Oft sind wir uns 
dieser Stärke nicht bewusst, doch es 
hat sich mehrmals in der Geschichte 
gezeigt, dass wir die Mehrheit sind. 
Nicht Trump oder sonst wer, sondern 
wir sind die Mehrheit, und das müssen 
wir zeigen.

»Wir sind die 
Mehrheit«
Über die Geschichte einer Konfrontation, das 
aktuelle Kräfteverhältnis und die Bedeutung 
der Solidarität. Von Carolus Wimmer

Angehörige der Boliva-
rischen Miliz zeigen die 
CLAP-Lebensmittel-
pakete, mit denen rund 
90 Prozent der venezo-
lanischen Bevölkerung 
versorgt werden
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„Herr Trump, mit welchem Recht treten Sie

 meine Zukunft mit Füßen?“

Die Bilder gleichen sich: Wie hier in Kuba protestieren Menschen in
vielen Ländern gegen die Einmischung des Imperialismus in ihre Ange-
legenheiten – sei es durch Kriegshandlungen, Blockaden oder das An-
heizen innerer Konflikte. Ziel sind nicht die Menschenrechte, sondern die 
Verfügungsgewalt über Rohstoffe und Ländereien. Dazu müssen Mario-
nettenregierungen an die Macht gebracht werden, die den westlichen 
Interessen gefügig sind.

Im Falle Kubas kommt hinzu, dass die Revolution seit 6 Jahrzehnten den
unterdrückten Völkern ein Beispiel des Widerstandes und der internati-
onalen Solidarität bietet, welches immer wieder Nachahmer findet und 
als echte Alternative in die Zukunft weist: Was das Land in Bezug auf die 
soziale Absicherung seiner Menschen, partizipative Demokratie sowie in 
Bereichen wie Forschung, Medizin, Bildung, Umweltschutz und Kultur 
geschafft hat, ist bei den schlechten wirtschaftlichen Voraussetzungen 
weltweit beispiellos. Verleumdungen und Blockaden werden das kuba-
nische Volk nicht von seinem Weg abbringen.

Wir fordern ein Ende der US-Wirtschaftsblockade und stehen solidarisch
an der Seite Kubas! Unterstützt unsere Arbeit durch eine Spende.

Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. Maybachstr.159, 50670 Köln · Tel. 0221-24 05 120 · info@fgbrdkuba.de 
Spenden (steuerlich absetzbar) IBAN:  DE96 3702 0500 0001 2369 00

Carolus Wimmer ist In-
ternationaler Sekretär 
des ZK der Kommunisti-
schen Partei Venezuelas
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Ich möchte mich bei den Organisa-
toren für diese antiimperialistische 
Veranstaltung bedanken, die hier 
und heute wichtig ist, weil die deut-

sche Regierung Politik gegen ein Land 
betreibt, das für uns ein Bruderland ist. 
Wir sind deshalb hier, um zu sagen: Wir 
sind Venezuela! Wir sind solidarisch mit 
diesem für die Welt so wichtigen Volk.

Ich arbeite für die Dienstleistungsge-
werkschaft Verdi und leite in deren Bun-
desverwaltung den Bereich Einzelhandel. 
Heute spreche ich allerdings nicht für die 
Gewerkschaft, sondern als Privatperson. 
Das war in früheren Zeiten einmal anders. 
Damals stellten sich die Gewerkschaften 
noch an die Seite der Länder, die von 
Krieg bedroht waren. Es wäre höchste 
Zeit, dass der DGB und die Einzelge-
werkschaften hier wieder klar Position 
beziehen.

Es ist noch nicht lange her, dass wir uns 
als Gewerkschaften zum Beispiel mit der 
Sandinistischen Revolution in Nicaragua 
solidarisiert haben. Als wir mit Brigaden 
dort waren, um dem US-Imperialismus 
zu zeigen, dass er den lateinamerikani-
schen Kontinent nicht als seinen Hinter-
hof ansehen kann, sondern die Souve-
ränität der Länder zu akzeptieren hat. 
Daher verwundert es mich, dass sich viele 
unserer Kolleginnen und Kollegen in den 
Gewerkschaften heute lieber wegducken 
und von den Massenmedien beeinflussen 
lassen – und damit letztlich dem Imperi-
alismus eine Steilvorlage liefern. Dabei 
sind Frieden und Demokratie für uns Ge-
werkschafterinnen und Gewerkschafter 
zentrale Themen. Es ist zentral, dass wir 
uns an die Seite der progressiven Kräf-
te stellen, wenn Länder von imperialis-
tischen Kräften bedroht werden, wenn 
man sie blockiert, von humanitärer Hilfe 
abschneidet und versucht, sie finanziell 
zu ruinieren.

Erlaubt mir bitte, ein paar Stellen aus 
der Satzung des DGB zu zitieren. Zu den 
Zielen des Deutschen Gewerkschafts-
bundes heißt es dort: »Der Bund und die 
in ihm vereinigten Gewerkschaften (…) 
treten für eine allgemeine und weltweite 
kontrollierte Abrüstung, für die Verwirk-
lichung und Erhaltung des Friedens und 
der Freiheit im Geiste der Völkerver-
ständigung ein«. Das gilt es heute auch 
in den eigenen Gewerkschaften zu ver-
teidigen.

Bundesaußenminister Heiko Maas hat 
am 10. Mai dazu aufgerufen, bei der EU-
Wahl ein Zeichen gegen rechts zu setzen 
und von einer Mischung aus Größenwahn, 
Werteverfall und Demokratieverachtung 
gesprochen. Gemeint war die FPÖ in Ös-
terreich. Ich frage mich aber: Wie passen 
diese Worte des Außenministers damit 
zusammen, dass er sich nur kurz zuvor in 
Brasilien mit einem astreinen Faschisten 
getroffen hat? Das ist doch doppelzüngig, 
das ist nicht glaubwürdig. Das ist eine 

Politik, die den Faschisten in die Karten 
spielt.

Ich habe selbst mehrere Jahre lang in 
Lateinamerika gelebt und dort für die 
Gewerkschaften gearbeitet. Ich weiß, 
was es heißt, sich dort für Demokratie, 
Menschenrechte und Gewerkschaftsrech-
te einzusetzen. In Peru und Kolumbien, 
wo ich gelebt und gearbeitet habe, habe 
ich kaum eine gewerkschaftliche Veran-
staltung erlebt, zu der Funktionäre einer 
demokratischen Gewerkschaft ohne Leib-
wächter gehen konnten. Ich habe Streiks 
erlebt, die von der Polizei grundlos nie-
dergeprügelt wurden. Und ich habe viele 

Kolleginnen und Kollegen erlebt, die sich 
dort trotzdem mit Mut, mit Engagement 
gewehrt haben.

In Kolumbien werden jährlich über 
100  Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter ermordet, über 3.000 in den letz-
ten 30 Jahren. Kolumbien steht damit an 
der Spitze der Länder mit den meisten 
Morden an Gewerkschaftern. Ich frage 
mich, und ich frage den deutschen Au-
ßenminister, der sich in Kolumbien mit 
der Regierung getroffen hat: Spielt denn 
diese Verachtung für die Menschenrechte 
keine Rolle, spielen die Morde an Men-
schenrechtsaktivisten und Gewerkschafte-

rinnen und Gewerkschaftern keine Rolle? 
Bevor man mit dem Finger auf Venezuela 
zeigt, sollte man sich anschauen, was ge-
rade in Brasilien los ist, an dessen Spitze 
der Faschist Jair Bolsonaro steht, oder 
mit welcher korrupten Regierung wir es 
in Kolumbien zu tun haben. Oder Peru, 
ein wunderschönes Land. Aber die letz-
ten fünf Präsidenten wurden alle gericht-
lich verfolgt, weil sie das Land bestohlen 
haben und im Verdacht der Korruption 
stehen.

Bevor er nach Brasilien gereist ist, sag-
te Maas, dass es sinnvoll sei, hinzufahren 
und nicht nur aus der Ferne den Kopf zu 

»Wir sind Venezuela«
Über gewerkschaftliche Solidarität, die Politik der Bundesregierung 
und die bolivarische Verfassung. Von Orhan Akman

Orhan Akman ist Mit-
glied der Dienstleis-
tungsgewerkschaft Verdi

4

Solidarität mit 
Vene zuela auf der 
Maidemons tration des 
DGB in Frankfurt am 
Main
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Sonnabend, 27. Juli, 14 – 22 Uhr, Parkaue Lichtenberg
Internationale Gäste, Musik und Talk auf zwei Bühnen, 

Ausstellungen, Kulinarisches, Soli-Tombola (Hauptpreis: ein Flugticket 
nach Kuba). Konzert: 44 Leningrad, Compania Bataclan, 

Conexión Cubana u.v.a.

Cuba Sí – AG in der LINKEN, www.cuba-si.org, 030-24 009 455

Fiesta de Solidaridad
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»Wir sind Venezuela«

5

schütteln. Es gebe die Bereitschaft zum 
Dialog und zur Weiterentwicklung der 
Beziehungen. Und im gleichen Atemzug 
wird dann der Dialog mit Venezuelas Re-
gierung, mit Präsident Nicolás Maduro 
abgelehnt, während man einen selbster-
nannten »Präsidenten«, eine Marionette 
des US-Imperialismus, hofiert. Das kann 
doch nicht mit einer seriösen Außenpo-
litik vereinbar sein. Und es kann auch 
nicht im Sinne der deutschen Bevölke-
rung sein.

Man stelle sich vor, einer von uns wür-
de sich in Deutschland selbst zum Präsi-
denten ausrufen. Man würde sofort die 
Geheimdienste und den ganzen Polizei-
apparat aktivieren und diese Person in 
den Knast stecken. Auch ich habe Merkel 

nicht gewählt. Auch ich bin nicht Mer-
kels Freund. Auch ich bin nicht mit allem 
einverstanden, was die Bundesregierung 
macht. Aber ich ernenne mich nicht von 
heute auf morgen selbst zum Präsidenten.

Was erlaubt es der Bundesregierung, 
die Souveränität eines Landes so in Frage 
zu stellen und jemanden, der sich von 
heute auf morgen zum Präsidenten aus-
ruft, nicht nur zu unterstützen, sondern 
ihn auch noch zu hofieren, während man 
zugleich alles unternimmt, um einen Prä-
sidenten in Frage zu stellen, der demokra-
tisch gewählt wurde? Eine demokratisch 
gewählte deutsche Regierung darf nicht 
mit Putschisten zusammenarbeiten.

Dass es anders geht, machen gerade 
unsere Nachbarn in Norwegen vor. Oslo 
hat die Initiative ergriffen, die Regierung 
Venezuelas und die sogenannte Opposi-
tion einzuladen und eine Vermittlung zu 
versuchen. Solche Initiativen würde ich 
mir auch von der deutschen Bundesregie-
rung wünschen. Ich würde mir wünschen, 
dass man friedensstiftend unterwegs ist 
und sich nicht auf eine Seite schlägt, die 
nicht einmal die Mehrheit der Bevölke-
rung darstellt, sondern die den Interessen 
einer Clique und den Vorgaben des US-
Imperialismus folgt.

Es ist nicht nur schade, sondern – wenn 
man es genau nimmt – eine Schande für 
Deutschland, dass sich Heiko Maas der-
maßen aus dem Fenster lehnt. Wenn man 
die Historie der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands anschaut, ist das be-
schämend.

Es ist beschämend, aber die SPD hat 
diesen Pfad ja längst verlassen. Ich erin-
nere nur daran, wie SPD und Grüne den 
Weg geebnet haben, um in Jugoslawien 
einzumarschieren. Der Afghanistan-Ein-
satz und jetzt die Präsenz der Bundeswehr 
in Mali sind doch Zeichen, dass man aus 
dem Zweiten Weltkrieg und aus dem Ers-
ten Weltkrieg nichts gelernt hat, sondern 
mit den gleichen Methoden weitermacht. 
Die Interessen der Rüstungsindustrie ge-
hen vor, und es ist egal, wie es mit der De-
mokratie auf einem Kontinent weitergeht.

Damit muss Schluss sein. Die Souve-
ränität Venezuelas muss geachtet und res-
pektiert werden.

Ich habe ein kleines Buch dabei, die 
Verfassung der Bolivarischen Republik 
Venezuela. Daraus möchte ich ein, zwei 
Stellen zitieren, denn es gibt in diesem 
Text einige Passagen, aus denen auch wir 
noch etwas lernen könnten – wohl wis-
send, dass nicht alles Gold ist, was glänzt, 
dass Venezuela wirtschaftliche Probleme 
hat. Aber welches Land hat das nicht. Und 
es obliegt uns nicht, das zu beurteilen. 
Unsere Aufgabe ist es, darauf zu schauen, 
was passiert, zu helfen und uns zu solida-
risieren, aber auch bescheiden zu sein und 
zu lernen.

Ich möchte an zwei, drei Stellen zeigen, 
wie in der Verfassung dieses Landes die 
Rechte der Beschäftigten verankert sind. 
Ich glaube, man könnte sich auch da an 
der einen oder anderen Stelle ein Scheib-
chen abschneiden.

Artikel 90 der Verfassung der Boliva-
rischen Republik Venezuela sagt: »Die 
Arbeitszeit darf täglich acht Stunden und 
achtundvierzig Stunden in der Woche 
nicht überschreiten. Soweit gesetzlich 
zulässig darf nächtliche Arbeitszeit sie-
ben Stunden täglich und fünfunddreißig 
Stunden in der Woche nicht überschrei-
ten.« – Wir haben in Deutschland deutlich 
mehr. – »Kein Arbeitgeber oder Arbeitge-
berin darf die Arbeitnehmer oder Arbeit-
nehmerinnen zwingen, Überstunden zu 
leisten.« Wir haben in Deutschland zwei 
Milliarden Überstunden jährlich, davon 
eine Milliarde nicht bezahlt. »Eine fort-
schreitende Verringerung der täglichen 
Arbeitszeit wird angestrebt« – in unserem 
Grundgesetz steht so etwas nicht.

Artikel 88 ist auch interessant. »Der 
Staat erkennt die Hausarbeit als eine Wirt-
schaftstätigkeit an, die Mehrwert erzeugt 
und Werte sowie sozialen Wohlstand 
schafft. Hausfrauen haben entsprechend 
der gesetzlichen Regelungen das Recht 
auf soziale Absicherung.« Das ist bei uns 
nicht der Fall, sondern etwas, wofür wir 
seit Jahren kämpfen, vor allem in den 
Branchen, in denen viele Kolleginnen, 
viele Frauen beschäftigt sind. In Arti-
kel 91 heißt es: »Gleicher Lohn für glei-
che Arbeit wird garantiert, und es wird 
der Anteil festgelegt, der den Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen am Gewinn 
des Unternehmens zustehen soll.«

Was mir auch ganz gut gefällt, ist, dass 
im Arbeitsgesetz Venezuelas ausdrück-
lich festgeschrieben ist, die kapitalistische 
Ausbeutung überwinden zu wollen. Das, 
glaube ich, sollte man ab und zu auch in 
diesem Land äußern. Wie ich gesagt ha-
be, mir ist bewusst, dass noch nicht alles 
davon umgesetzt wurde, was auch mit der 
Blockade und mit gemachten Fehlern zu 
tun hat. Es hat auch mit dem Kontinent 
selbst zu tun und damit, dass viele Län-
der Lateinamerikas nie eine industrielle 
Revolution durchgemacht haben und ihre 
Märkte mit Billigprodukten aus den ande-
ren Ländern überschwemmt werden. Es 
wäre vielleicht ein Ansatz, in diesen Län-
dern zu diskutieren, wie man eigene Wirt-
schaftszweige, eine eigene Produktion auf 
die Beine stellt, um die Abhängigkeit von 
außen zu verringern, aber das wäre noch 
mal eine spezielle Debatte.

Neuerdings zitiert auch Venezuelas 
Opposition die Verfassung. Ich halte 
es für einen der größten Widersprüche, 
dass sie einerseits sagen, dass Nicolás 
Maduro ein Diktator sei, dann aber frei 
herumlaufen können. Das spricht eher 

für die Regierung Venezuelas und nicht 
gegen sie.

Wenn wir von den Rechten der Beschäf-
tigten sprechen, wenn wir von Menschen-
rechten sprechen, wenn wir von Demokra-
tie sprechen, dann ist das Entscheidende 
meines Erachtens: Es ist das Recht je-
des Menschen, in Frieden zu leben. Ohne 
Frieden gibt es keine Entfaltung. Und wir 
wissen alle, dass dort, wo ein Krieg be-
ginnt, als erstes die Wahrheit stirbt. Darauf 
zielen die USA und die Europäer ab. Statt 
dem Land Hilfe zu gewähren, unterstützt 
man einen Wirtschaftskrieg, der das Land 
noch weiter in den Ruin führt. Die deut-
sche Regierung hatte fünf Millionen Euro 
als humanitäre Hilfe in Aussicht gestellt, 
will diese nun aber nicht übergeben, nicht 
einmal dem Roten Kreuz. Auch das spricht 
für sich.

In den USA wurde erst kürzlich ver-
öffentlicht, dass in den letzten Jahren in 
den Krankenhäusern Venezuelas durch die 
Blockade mehr als 40.000 Menschen ge-
storben sind, weil sie keinen Zugang zu 
benötigten Medikamenten hatten. Und die 
USA rühmen sich auch noch damit. Das ist 
eine Schande. 40.000 Menschen, die man 
hätte retten können, gehen auf das Konto 
dieser Politik – und die deutsche Regie-
rung beteiligt sich daran. Sie ist vor dem 
US-Imperialismus in die Knie gegangen, 
allen voran Heiko Maas und seine SPD. 
Wir brauchen dringend einen Kurswechsel 
in der Politik. Diese Regierung, dieser 
Heiko Maas, repräsentiert uns nicht! Wir 
sagen deshalb von hier aus: Hoch die in-
ternationale Solidarität! Hände weg von 
Venezuela! Wir lassen uns nicht spalten! 
Wir sind Venezuela!

GegenStandpunkt 2-19
Trumps Lateinamerika und die Troika der Tyrannei

Am Feiertag der Völker Panamerikas verkündet Trump die aktuell geltende Fassung 
des in Washington herrschenden Verständnisses von Lateinamerika als „Hinterhof der 
USA“. Im Rahmen ihrer gemeinsamen Mission für den Fortschritt der Freiheit auf 
dem Doppelkontinent sind nach Auffassung der Vormacht die Aufgaben zwischen den 
Völkern Amerikas eigentlich klar verteilt: Die im Süden sollen einfach ihre Armut, 
ihre Drogen und all das Verbrechen, das damit verbunden ist und sich an den USA 
mit Milliarden Dollars vollsaugt, bei sich behalten. Vor allem sollen sie ihre   elenden 
Massen nicht einfach migrieren lassen, wohin sie wollen. Im Gegenzug ist auch die 
Führungsnation des Welt  kapitalismus bereit, das Ihre zum Zusammenleben aller 
Amerikaner beizutragen: Sie radikalisiert nach Kräften das Grenzregime, wirft mög-
lichst viele „Illegale“ aus dem Land, sorgt für ein neues Einwanderungsrecht für die 
besten Köpfe auch aus Lateinamerika und stärkt mit der Androhung von Strafzöllen 
für Einfuhren aus Mexiko den Willen des südlichen Nachbarn, „die illegale Migration 
über die ge  meinsame Grenze in die USA zu stoppen“. Vor allem aber unterstützt sie 
die Völker der drei „Tyrannen-Staaten“ Kuba, Venezuela und Nicaragua „weiterhin in 
ihrem Kampf für die Wiederherstellung von Demokratie und Freiheit“...

Der Sandinismus in Nicaragua kommt zu seinem  
erzwungenen Ende

Die aktuelle Politik der USA zur Beendigung des Maduro-Regimes in Venezuela 
verbindet Trumps Sicherheitsberater Bolton mit dem Verweis darauf, dass, was die 
endgültige Verbreitung der Freiheit in Lateinamerika betrifft, ein über Venezuela 
hinausreichender US-amerikanischer Handlungsbedarf besteht: In Caracas herrscht 
ja nur ein Vertreter der „Troika of Tyranny in this Hemisphere – Cuba, Venezuela and 
Nicaragua“. Während indessen fast täglich der Stand und die weiteren Chancen des 
von den USA betreuten Aufstandes gegen Maduro öffentlich erörtert werden, bleibt 
es in Sachen Nicaragua zumeist bei der Erinne  rung daran, dass eben auch dort ein 
überfälliger Diktator zur Abwicklung ansteht. Das heißt jedoch nicht, dass die US-
Macht hier bislang untätig geblieben ist...

Vollständiges Inhaltsverzeichnis der Zeitschrift unter www.gegenstandpunkt.com
GegenStandpunkt 2-2019 ist für 15 € über den Buchhandel zu beziehen oder
durch Bestellung an:
Gegenstandpunkt Verlag, Kirchenstr. 88, 81675 München
Tel.: 089-2721604; Fax: 089-2721605; E-Mail: gegenstandpunkt@t-online.de

Weydingerstraße 14-16, 10178 Berlin, Tel./Fax (030) 24 00 94 70
E-Mail: karen@karen-berlin.de                      www.karen-berlin.de

Spendenkonto            e.V. 
Kennwort: Ernährungssicherheit  für Kuba 
Postbank Berlin, BIC: PBNKDEFF 
IBAN: DE 78 100 100 100 589 463 104
(Spenden sind steuerlich absetzbar, bitte Adresse angeben!)

Ernährungssicherheit für Kuba
 durch Einsatz von Solarenergie! 

Dank der großartigen Unterstützung vieler Freunde Ku-
bas wurden für unser aktuelles Projekt zum Einsatz von 
Solaranlagen in der Landwirtschaft bis Ende Juni 2019 

135.342 g gespendet, vielen Dank!

Nun wurden bereits in der Provinz Artemisa 14 solare 
Tauchpumpen mit je 4 Sprengern installiert, die täglich 
20 bis 30 ha Gemüsefl ächen bewässern können. Da-
durch kann die Produktion auf das Dreifache gesteigert 
werden.

Wir wollen bis zum 26. Juli unser Ziel erreichen, aber 
noch fehlen 19.658 g, um alle Maßnahmen zu realisieren.

Wir wenden uns an die Freunde Kubas:
Spenden Sie für dieses lebensnotwendige Projekt!

ANZEIGE

ANZEIGE



Mittwoch, 24. Juli 2019, Nr. 169UNSER AMERIKA6

Guten Abend! So viele Men-
schen! Das ist einmalig in Eu-
ropa, meinen Glückwunsch an 
die Organisatoren!

Ich bin gebeten worden, zu einem The-
ma zu sprechen, das in Kolumbien und 
weltweit viele, zu viele Menschenleben 
gefordert hat. Es geht um den Paramilita-
rismus und, im Fall Kolumbiens, um den 
Narko-, den Drogenparamilitarismus, der 
eine große Bedrohung auch für Venezuela 
ist. Es handelt sich um ein Phänomen, das 
nicht mit der Bolivarischen Revolution ent-
stand, sondern in Kolumbien und weltweit 
bereits eine lange und traurige Geschichte 
hat. Denn der Paramilitarismus entstand 

nicht in Kolumbien und zieht nicht nur Ve-
nezuela in Mitleidenschaft.

Der Paramilitarismus entstand in den 
Indochina-Kriegen und den Kolonialkrie-
gen in Afrika. Er war Teil der Geheim-
operationen Frankreichs, der USA und 
Großbritanniens. Was diese nicht aus den 
von den Parlamenten bewilligten Geldern 
finanzieren durften, wurde mit schmutzi-
gem Geld bezahlt. Während der Kriege 
gegen den Freiheitskampf der Völker von 
Vietnam, Laos und Kambodscha fiel den 
USA und Frankreich nichts besseres ein, 
als sich mit dem Opiumhandel einzulassen. 
Der schmutzige Krieg vor allem gegen das 
vietnamesische Volk wurde mit Geldern 
aus dem Opiumhandel finanziert, während 
US-Präsident Richard Nixon behauptete, 
dass man auch Krieg gegen das Opium 
führe. Doch die USA waren immer schon 
die verlogenste Macht der Weltgeschichte.

Heute arbeiten die Paramilitärs mit dem 
offiziellen Militär zusammen und überneh-
men die Drecksarbeit. Sie bringen Kin-
der und schwangere Frauen um, und die 
offi ziellen Streitkräfte bleiben sauber, weil 
man hinterher nicht weiß, wer die Taten be-
gangen hat. Es ist eine schmutzige Arbeit, 
die sie in Indochina gelernt haben.

Kokain und Paramilitärs

In Lateinamerika hat Guatemala ganz be-
sonders unter diesem Phänomen gelitten, 
dort wurde fast die gesamte indigene Be-
völkerung ausgerottet. Fast eine Million 
Indígenas starben durch die Paramilitärs, 
während sich die offiziellen Kräfte und 
Washington die Hände in Unschuld wu-
schen.

In Fall Kolumbiens gibt es eine Beson-
derheit, die im Zusammenhang mit der 
Kubanischen Revolution 1959 steht. Den 
USA wurde damals bewusst, dass ihr Feind 
nicht von außen, nicht aus der Sowjetunion 
kommen würde, sondern im Inneren stand. 
Das hat Präsident John F. Kennedy verkün-
det, den alle Welt – oder fast alle Welt – 
bewundert und für den besten Präsidenten 
hält, den die USA je gehabt haben. Für 
die Lateinamerikaner war Kennedy einer 
der schlimmsten Barbaren, denn er hat 
uns blutige Diktaturen und unzählige Tote 

beschert. Zusammen mit seinem Bruder 
Robert Kennedy hat er die »Doktrin der 
Nationalen Sicherheit« entwickelt, und mit 
dieser begann die Zusammenarbeit von 
Uniformierten und Zivilisten. Und letztere 
übernahmen, wie gesagt, wie in Vietnam 
die Drecksarbeit.

Kolumbien hat eine Besonderheit: Es 
liegt nahe an den USA, und seine südlichen 
Gebiete sind gut geeignet für den Anbau 
von Kokablättern, die dann zu Kokain für 
den Export weiterverarbeitet werden. In 
Kolumbien herrschte schon lange Krieg, 
noch vor den USA eröffnete das Land 
nach der Kubanischen Revolution die ers-
te Schule zur Aufstandsbekämpfung. Dort 
wurde zum ersten Mal in Lateinamerika 
die organisierte Zusammenarbeit von Mi-
litärs und Zivilpersonen institutionalisiert.

1979 entstand ein weiteres Problem für 
die USA. Mit dem Sieg der Sandinistischen 
Revolution in Nicaragua war Kuba nicht 
mehr alleine. US-Präsident Ronald Reagan 
und sein Vizepräsident George Bush ver-
kündeten, dass mit der nicaraguanischen 
Revolution Schluss gemacht werden müs-
se. Der Kongress verbot aber, Militärhilfen 
an die Contras in dem mittelamerikani-
schen Land auszuzahlen. Reagan beauf-
tragte daraufhin Bush damit, das Geld dort 
zu besorgen, wo es zu bekommen war, um 
so Geheimoperationen zu finanzieren, wie 
sie es schon in Vietnam gemacht hatten.

Ende der 70er Jahre war Kokain wieder 
populär geworden, und die US-Bürger be-
gannen, es in großen Mengen zu konsumie-
ren. Kokain wird produziert, weil es dafür 
einen Markt gibt. Die USA wandten sich an 
die Drogenbanden in Kolumbien und sorg-
ten dafür, dass diese das Kokain an die CIA 
weitergaben. Der Geheimdienst brachte die 
Drogen in die USA und verkaufte sie dort, 
und mit dem Geld aus diesen Geschäften 
wurden Waffen für die Contras in Nicara-
gua gekauft.

Kuba als Kronjuwel

Bis zu diesem Zeitpunkt hatte es keine 
kolumbianische Mafia gegeben, sondern 
nur Drogenhändler, die ein paar Kilo 
Kokain in die USA brachten. Aber mit 
dem antisandinistischen Krieg von Re-
agan und Bush wurden sie zur Mafia, 
wurden groß und mächtig. Sie begann 
damit, die Paramilitärs unter ihre Kon-
trolle zu bringen, die bis dahin noch aus 
kleinen Gruppen bestanden hatten. Ich 
erfinde das nicht, das stammt aus einem 
Bericht, den jemand verfasste, der bis vor 
kurzem Chef des US-Außenministeriums 
war, John Kerry. Er schrieb 1986 einen 
Bericht darüber, wie Reagan und Bush 
mit Geld aus dem Kokainhandel die ni-
caraguanischen Contras finanziert haben. 
Das hat den Paramilitarismus und Terro-
rismus erst geschaffen. Auch Pablo Esco-
bar, denn wohl alle Welt kennt, ist eine 
Kreatur der CIA, von Reagan und Bush. 
Das steht im Bericht von John Kerry, 
den man im Internet finden kann (siehe: 
kurzlink.de/kerry-report). So entstanden 
die kolumbianische Mafia, Pablo Escobar 
und die Kartelle, und mit ihnen wuchs 
der Paramilitarismus als eine Kraft zur 
Aufstandsbekämpfung, gegen die kolum-
bianischen Guerillaorganisationen.

Was wir heute in Kolumbien erleben, 
und was für Venezuela nach den Drohun-
gen der USA die größte Gefahr für die 
Sicherheit des Landes darstellt, ist die Fol-
ge davon. Das Monster, zu dem der Para-
militarismus in Kolumbien geworden ist, 
bestimmt heute den Kurs des Landes. In 
Kolumbien herrscht der Drogenparamilita-
rismus, der insbesondere mit einem Herrn 
namens Álvaro Uribe Vélez an die Macht 
kam. Uribe war Präsident und behauptet 
von sich, der beste Präsident Kolumbiens 
gewesen zu sein. Für mich ist er der größte 
Mörder, den es in Kolumbien bis heute 
gegeben hat. Er lebt noch und läuft frei 
herum, obwohl alle Welt weiß, dass er einer 
der größten Drogenterroristen ist, den es in 
diesem Land je gegeben hat.

Kolumbien ist von den USA besetzt. 
Es gibt neun offizielle Militärbasen der 
USA. Kein General der kolumbianischen 
Armee hat dort das Recht, einem Leutnant 
oder Hauptmann der US-Armee etwas zu 
sagen, während sogar ein US-Hauptmann 
einem kolumbianischen General Befehle 
erteilen darf. Und die USA können auch je-
den kolumbianischen Stützpunkt besetzen, 
wann und wo es ihnen einfällt, ohne auch 
nur auf den kolumbianischen Präsidenten 
Rücksicht nehmen zu müssen.

Nachdem die FARC, die Revolutionären 
Streitkräfte Kolumbiens, die älteste Gue-
rillaorganisation Kolumbiens, die Waffen 
abgegeben und die von ihr kontrollierten 
Gebiete geräumt hatte, wurden diese von 
den Paramilitärs besetzt. Vor allem ein stra-
tegisch wichtiges Gebiet, die Grenze zwi-
schen Kolumbien und Venezuela. Diese 
Zone ist nicht nur deshalb wichtig, weil sie 
eine Grenze an sich ist, sondern vor allem, 
weil sie die Grenze zu Venezuela ist, einem 
vor allem an Erdöl reichen Land. Eines der 
Ziele, die die USA mit ihrem erfolglosen 
Versuch verfolgen, Präsident Maduro zu 
stürzen, ist es, Venezuela zu spalten und 
sich zu unterwerfen. Und das tun sie im 
Bündnis mit den kolumbianischen Para-
militärs.

Einer der Pläne gegen Venezuela sieht 
vor, den Westen Venezuelas, die Basis 
der Erdölindustrie, abzuspalten und das 
Gebiet um Maracaibo zu einer von ihnen 
kontrollierten Zone zu machen. Doch zum 
Glück gibt es auch heute noch Guerillas 
in Kolumbien, und die stellen ein wichti-
ges Gegengewicht dar. Und zum Glück hat 
die venezolanische Regierung drastische 
Maßnahmen ergriffen, um die Grenze zu 
verteidigen. Und die Guerilla der Nationa-
len Befreiungsarmee (ELN) hat öffentlich 
erklärt, dass sie diese Grenze verteidigen 
wird. Ohne die Grenze nach Venezuela 
zu überschreiten, werde man nicht hin-
nehmen, dass sich die Paramilitärs dieser 
Grenze bemächtigen. Denn das würde hier 
einen großen Krieg bedeuten.

Kolumbiens Regierung war immer der 
Kain, der größte Verräter aller Länder La-
teinamerikas, um den USA zu Diensten 
zu sein. Doch sie hat ein großes Problem. 
Die USA glauben, dass sie Venezuela von 
Kolumbien aus angreifen können. Aber 
davor hat das Oberkommando des ko-
lumbianischen Militärs große Angst und 
Vorbehalte. Warum? Weil sie in der Falle 
säßen. Sie müssten sich einerseits der ve-
nezolanischen Armee stellen, die sich dank 
Chávez und dank Präsident Maduro in sehr 
kurzer Zeit sehr gut vorbereitet hat. Aber 
sie würde zudem in die Zange genommen 
werden, denn sie würde von der kolumbia-
nischen Guerilla bekämpft werden. Und 
Kolumbiens Guerilla verfügt über große 
Kriegserfahrung.

Wir müssen Venezuela Solidarität er-
weisen, denn in Venezuela entscheidet sich 
vieles. Es geht nicht nur um Venezuela, 
es geht nicht nur um den revolutionären 
bolivarischen Prozess. Es geht auch um 
die Zukunft Kolumbiens, um die Zukunft 
Mittelamerikas und um die Zukunft Ku-
bas. Denn eines ist klar: Für die USA ist 
Venezuela wegen seines vielen Erdöls und 
seines großen Potentials die Krone. Aber 
der Kronjuwel ist Kuba. Kuba hat keine 
Naturressourcen und nichts von strategi-
scher Bedeutung. Aber dieses Land hat die 
USA über 60 Jahre lang der Lächerlichkeit 
preisgegeben. Und das ist für die Vereinig-
ten Staaten das Schlimmste, was ihnen pas-
sieren kann. Außerdem: Wenn sie Schluss 
machen mit Kuba, dann beenden sie das 
großartigste Beispiel, was Lateinamerika 
und viele Länder der Welt vor allem in Afri-
ka gehabt haben.

Deshalb müssen wir die Bolivarische 
Revolution verteidigen – damit in Latein-
amerika Frieden herrscht, und um Kuba zu 
verteidigen. Erlaubt mir, euch zum Schluss 
etwas zu sagen: Ich bin Journalist. Aber ich 
bin nicht neutral. Mein Herz schlägt für 
eine Seite. Ich versuche, objektiv zu sein, 
aber neutral? Niemals!

»Es geht nicht nur  
um Venezuela«

Hernando Calvo  Ospina 
ist Journalist und Buch-
autor, stammt aus 
 Kolumbien und lebt seit 
1986 in Frankreich
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»Yankees Mörder, raus aus Venezuela und aus der Welt!«: Auch in Kolumbiens Hauptstadt Bogotá 
 protestierten Menschen vor der US-Botschaft gegen eine US-Intervention im Nachbarland (7.2.2019)
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Seit 20 Jahren, seit der Comandante 
Hugo Chávez und das Volk Vene-
zuelas 1999 die Regierung über-
nommen haben, führen wir einen 

Kampf, in dem es nicht um das Schicksal 
einer Regierung oder des Präsidenten Ni-
colás Maduro geht. In Venezuela steht viel 
mehr auf dem Spiel. Es geht darum, dass 
unser Land über die größten Erdölreser-
ven des Planeten verfügt. Bestätigt ist auch, 
dass Venezuela mindestens die viertgrößten 
Goldreserven der Welt hat – wahrscheinlich 
werden wir in den kommenden Jahren sogar 
zertifizieren können, dass es sich um die 
zweitgrößte Reserve handelt. Es gibt auch 
wichtige Vorkommen an Diamanten, Was-
ser, verschiedenen Mineralien, eine gute 
Infrastruktur und fruchtbare Ländereien. 
Venezuela liegt außerdem am geopolitisch 
wichtigsten Punkt des amerikanischen Kon-
tinents, in seinem Zentrum mit Zugang zum 
Atlantischen Ozean und zur Karibik.

Gegen unser Land wird ein brutaler An-
griff geführt, weil sich in Venezuela eine so-
zialistische Revolution vollzieht. Das nord-
amerikanische Imperium versucht, uns mit 
Hunger zur Aufgabe zu zwingen. Wir sollen 
aufgrund fehlender Ressourcen kapitulie-
ren müssen. Sie wollen unsere Ökonomie 
zerstören.

Europa stiehlt

Wie alle vergleichbaren Unternehmen der 
Welt hat Venezuelas Erdölkonzern in Zei-
ten niedriger Ölpreise mit den Gläubigern 
über seinen Schuldendienst verhandelt, 
um die notwendigen Investitionen gewähr-
leisten zu können. Doch die USA haben 
nordamerikanischen Unternehmen jede 
Anpassung der Verbindlichkeiten verboten, 
obwohl Venezuela in seiner Geschichte als 
tadelloser Zahler dasteht. Dadurch hatte 
unser Erdölunternehmen keine Möglichkeit 
mehr, zu investieren. Heute kämpfen wir 
deshalb darum, die Erdölproduktion wie-
derherzustellen und zu erhalten, die unsere 
wichtigste Einnahmequelle ist. 95 Prozent 
der Einkünfte unseres Landes stammen 
aus dem Erdöl. Allein unser Raffinerie-
unternehmen Citgo in den USA hat einen 
Wert von mehr als 30 Milliarden Dollar. Es 
wurde von der Regierung der Vereinigten 
Staaten konfisziert.

Obwohl die Europäische Union erklärt 
hat, dass sich ihre Sanktionen nicht gegen 
die Wirtschaft Venezuelas richten, sind heu-
te mehr als 5,4 Milliarden Dollar blockiert, 
die bei europäischen Banken liegen. Sie 
sind beschlagnahmt, gestohlen worden, und 
die Gremien der EU haben nichts dagegen 
unternommen. Sie haben den Diebstahl le-
gitimiert. Wir haben deshalb kein Vertrauen 
in das europäische Finanzsystem mehr. Wir 
können kein Geld oder Gold sicher bei eu-
ropäischen Banken lagern, denn sie stehlen 
uns dieses Vermögen. Allein bei der Novo 
Banco in Portugal liegen 1,6 Milliarden, bei 
der Bank of England 1,3 Milliarden Dollar 
in Goldreserven.

Venezuelas Belagerung

In Venezuela finanziert die Erdölindustrie 
seit Beginn der Bolivarischen Revolution 
direkt die Gesundheitsprogramme. Doch 
inzwischen sind in Italien vier Kinder ge-
storben, die nicht behandelt werden konn-
ten. Die für ihre Knochenmarktransplan-
tation vorgesehenen fünf Millionen Dollar 
werden von einer portugiesischen Bank 
festgehalten. Das Problem ist ein Wirt-
schaftsmodell, das Kinder sterben lässt, 
wenn nicht pünktlich bezahlt wird. Dabei 
könnte Venezuela bezahlen, wir haben das 
Geld, obwohl die Blockadepolitik unser 
Land allein zwischen 2015 und 2018 mehr 
als 130 Milliarden Dollar gekostet hat.

Die Welt darf zu der Belagerung Vene-
zuelas nicht schweigen. Die Welt darf nicht 
schweigen, denn im Kampf Venezuelas 
geht es nicht darum, eine linke Regierung 
an der Macht zu halten. Es geht um die 
Menschheit selbst. Der Kampf Venezuelas 
ist ein Kampf Lateinamerikas, ein Kampf 

der Arbeiter, Klassenkampf. In Venezuela 
stehen wir der Klasse gegenüber, die inter-
national die Macht hat. Es ist ein Kampf 
wie David gegen Goliath.

Venezuelas Revolution hat mit der Um-
verteilung der Erdöleinnahmen an die 
ärmsten Bevölkerungsschichten begonnen. 
Der Comandante Hugo Chávez hat sie zu 
einer sozialistischen Revolution weiterent-
wickelt, die in der Lage ist, die größte und 
gewalttätigste Macht herauszufordern, die 
es in der Menschheitsgeschichte je gegeben 
hat, nämlich die Eliten, die heute die Verei-
nigten Staaten von Nordamerika regieren.

Als sich ein Abgeordneter am 23. Janu-
ar auf einem öffentlichen Platz selbst als 
Präsident vereidigte, hat ihn die Regierung 
der Vereinigten Staaten sofort anerkannt, 
gefolgt von einigen Regierungen Latein-
amerikas und Europas.

Am 23. Februar wollten sie eine Krise 
zwischen uns und Kolumbien provozieren, 
als sie versuchten, angebliche humanitäre 
Hilfe über die Grenze zu bringen und dabei 
alle internationalen Regeln zu verletzen. 
Sie wollten eine Situation extremer Gewalt 
provozieren, denn die Opposition Venezu-
elas ist immer mit Gewalt vorgegangen. 
Sie haben niemals irgendeinen Erfolg der 
Bolivarischen Revolution anerkannt.

In den vergangenen 20 Jahren hat es in 
Venezuela 25 Wahlen und Abstimmungen 
gegeben. Der Nationale Wahlrat hat dabei 
große Veränderungen vorgenommen, um 
allen Schichten des venezolanischen Vol-
kes – auch den Ärmsten – die Teilnahme an 
den Wahlen zu ermöglichen. Vor 1998 gab 
es für sie dafür kaum Möglichkeiten. Die 
Wahllokale wurden nur in den Vierteln der 
höheren Gesellschaftsschichten eröffnet, 
dem Volk wurde durch technische Tricks 
wie den Standorten der Wahllokale, Uhr-
zeiten der Stimmabgabe und so weiter das 
Wahlrecht genommen. Mehr noch, sogar 
die abgegebenen Stimmen wurden geraubt. 
Die Wahlen wurden manuell ausgezählt, 
aber die Protokolle gingen einfach mal ver-
loren. Doch die Bolivarische Revolution hat 

gemeinsam mit dem Volk das Wahlsystem 
verändert und die größtmögliche Mobilisie-
rung organisiert. Von den 25 Wahlen in den 
letzten 20 Jahren haben die fortschrittlichen 
Kräfte 23 gewonnen, doch keines dieser 
Ergebnisse wurde von der Opposition aner-
kannt. Venezuelas Opposition hat niemals 
Ergebnisse akzeptiert, die sie verloren hat, 
sondern hat immer Betrugsvorwürfe erho-
ben.

Aufruf zu gemeinsamen Kampf

Wir haben es mit einer zutiefst antidemo-
kratischen und korrupten Opposition von 
bourgeoisem Klassencharakter zu tun. Und 
mit dem nordamerikanischen Imperium, 
das entschieden hat, die bolivarische Re-
gierung zu stürzen. In Lateinamerika haben 
hinter Staatsstreichen immer die USA ge-
standen. Doch heute stehen sie nicht hinter 
dem Putschversuch in Venezuela, sie stehen 
an seiner Spitze. Das haben die Sprecher 
der US-Administration ganz öffentlich ge-
sagt. Und leider ist das weltweite politische 
System eingeschüchtert, paralysiert, und 
nicht in der Lage, das Banner des Völker-
rechts zu erheben und sich gegen die Positi-
on der Vereinigten Staaten zu positionieren. 
Es ist einfach bequemer und einträglicher, 
sich an der Verletzung des Rechts und der 
Grundprinzipien zu beteiligen, die doch 
von allen Nationen beachtet werden müs-
sen. Sollte die gegenwärtige Regierung der 
Vereinigten Staaten Erfolg damit haben, die 
Bolivarische Revolution zu stürzen, würden 
für das Völkerrecht dunkle Zeiten anbre-
chen. Das wäre ein Präzedenzfall, nach dem 
der US-Präsident der einzige ist, der überall 
auf der Welt Präsidenten, Parlamente und 
Abgeordnete ernennen und absetzen kann.

Doch nach unserer Verfassung ist der 
einzige Souverän, der in Venezuela einen 
Präsidenten bestimmen kann, das Volk Ve-
nezuelas, und das hat es bei der Wahl am 
20. Mai 2018 getan. Darauf sind wir stolz, 
das werden wir verteidigen und in diesem 
Kampf werden wir siegen.

Trotz des zutiefst antidemokratischen 
und korrupten Charakters der Opposition 
gibt es einen Teil der Bevölkerung, der von 
der internationalen Medienmaschinerie 
betrogen werden konnte und sich deshalb 
gegen die bolivarische Regierung stellt. Die 
Lösung ist, dass die politischen Kräfte mit-
einander reden müssen. Präsident Maduro 
hat unzählige Male zum Dialog aufgerufen. 
Nur so können wir unsere Probleme lösen, 
nicht durch Interventionen oder Aufrufe 
zum Staatsstreich. Wir rufen die Regierun-
gen der Welt auf, diesen Dialog zu unter-
stützen. Jeder, der Venezuela helfen will, ist 
willkommen. Wir fordern nur Respekt und 
die Einhaltung der internationalen Gesetze. 
Wir verlangen nicht, dass jemand die Regie-
rung oder eine Partei unterstützt. In Vene-
zuela steht das Schicksal des Völkerrechts 
weltweit auf dem Spiel, und davon ist auch 
Europa betroffen.

Wir bitten nicht um barmherzige Wohltä-
tigkeit für die armen Venezolaner. Wir rufen 
dazu auf, dass wir uns gemeinsam in einen 
Kampf einreihen, der unser aller Kampf ist, 
denn und nur so werden wir Erfolg haben 
und den Angriff auf uns zurückschlagen 
können. Die venezolanische Opposition hat 
weder die Unterstützung des Volkes noch 
einen militärischen Rückhalt für eine US-
Intervention. Eine solche wäre der größte 
Irrsinn in der Geschichte der Menschheit 
seit dem Krieg gegen den Irak. Das wäre 
eine globale Katastrophe. Deshalb ist der 
einzige Weg, der uns offensteht, der Sieg 
der fortschrittlichen Kräfte in Venezuela. 
Diesen werden wir auf demokratischem 
Weg erreichen, auf dem Weg der Wahlen 
und des Dialogs.

»Ein Kampf wie  
David gegen Goliath«
Über die Auswirkungen der Blockade, die Demokratie Venezuelas und 
die Verteidigung des Völkerrechts. Von Yván Gil

Yván Gil ist der für 
Europa zuständige 
Vizeaußenminister der 
Bolivarischen Republik 
Venezuela
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Kampf um Venezuela
USA planen den Regime-Change

Solidarische Hilfe für die 
Bevölkerung Venezuelas 
kommt unter anderem 
aus China (Flughafen 
Maiquetia bei Caracas, 
16.05.2019)
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Venezuela wird angegriffen. Ei-
ne von den USA angeführte 
und von den meisten Staaten 
der Europäischen Union ein-

schließlich Deutschland willig unterstützte 
Allianz hat sich den Sturz der vor gut einem 
Jahr demokratisch gewählten Regierung 
des Präsidenten Nicolás Maduro zum Ziel 
gesetzt. Sie setzt dabei auf Politiker der 
reaktionären Opposition in Venezuela, die 
sich dieser Aggression als willfährige Mari-
onetten zur Verfügung gestellt haben.

Teil dieser Aggression ist, dass die deut-
sche Bundesregierung einen von nieman-
dem in dieses Amt gewählten Oppositi-
onspolitiker als »Übergangspräsidenten« 
Venezuelas anerkannt und alle offiziellen 
Kontakte zur rechtmäßigen Regierung des 
südamerikanischen Landes abgebrochen 
hat. Zu einer heute (28.05.19, jW) auf Ein-
ladung des Auswärtigen Amtes in Berlin 
stattfindenden Konferenz der Außenminis-
ter Lateinamerikas und der Karibik wurde 
der Vertreter Venezuelas deshalb nicht ein-
geladen.

Während sich Bundesaußenminister Hei-
ko Maas mit seinen Gästen zum Abendes-
sen trifft, sind wir im Berliner Konferenz-
zentrum »Urania« zusammengekommen, 
um unsere Solidarität mit dem bolivari-
schen Venezuela zu demonstrieren. Wir 
wollen unseren Beitrag dazu leisten, dass 
der seit Januar laufende Putschversuch in 
Venezuela scheitert. Unsere Solidarität gilt 
der Volksbewegung Venezuelas, die sich 
entschieden gegen die imperialistische Ag-
gression wehrt.

Wir stellen fest:
–  Die einzige legitime Regierung der Bo-

livarischen Regierung Venezuelas ist die 
vom Präsidenten Nicolás Maduro ge-
führte.

–  Die Anerkennung eines Oppositionspo-
litikers, der sich selbst zum »Übergangs-
präsidenten« ernannt hat, ist eine völ-
kerrechtswidrige Einmischung in die in-
neren Angelegenheiten Venezuelas, wie 
sogar die Wissenschaftlichen Dienste 
des Bundestages festgestellt haben. Die 
Besetzung diplomatischer Vertretungen 
der Bolivarischen Republik in den USA 
und anderen Ländern, um sie Vertretern 
dieses »Selbsternannten« zur Verfügung 
zu stellen, ist eine schwere Verletzung 
der Wiener Konvention über diplomati-
sche Beziehungen und der Souveränität 
Venezuelas.

–  Die von den USA, der EU und ande-
ren Kräften gegen Venezuela verhängte 

Wirtschafts- und Finanzblockade stellt 
eine illegale kollektive Bestrafung der 
Bevölkerung dieses südamerikanischen 
Landes dar. Eine solche ist nach der Gen-
fer Konvention als Kriegsverbrechen zu 
werten.

–  Die wiederholte Androhung einer militä-
rischen Intervention in Venezuela durch 
die USA ist eine schwere Verletzung aller 
grundlegenden Regeln des Völkerrechts, 
insbesondere der Charta der Vereinten 
Nationen.
Wir fordern:

–  Sofortige Aufhebung aller gegen Vene-
zuela und seine Repräsentanten verhäng-

ten Strafmaßnahmen! Freigabe aller von 
internationalen Banken und Finanzinsti-
tutionen blockierten Vermögenswerte!

–  Sofortige Normalisierung der diplomati-
schen Beziehungen mit Venezuela! Die 
Bundesregierung muss die Anerkennung 
des selbsternannten »Übergangspräsi-
denten« zurücknehmen und die diploma-
tische Ausgrenzung der legitimen Reprä-
sentanten Venezuelas beenden!

–  Hände weg von Venezuela!
Berlin, 28. Mai 2019
Verabschiedet von den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern der Veranstaltung am 28. Mai 2019 
in der Urania, Berlin

Hände weg von Venezuela!
Resolution der Solidaritätsveranstaltung am 28. Mai 2019 in Berlin
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Am Boden

Washington verlangt nach deutschen 

Soldaten. US-Armee soll für 

weitere Kriege entlastet werden

Pro Netanjahu

In Berlin häufen sich Fälle von Zensur, 

wenn es um Kritik an rechter 

israelischer Regierung geht

Zur Bilanz

Zwei Jahre nach dem G-20-Gipfel: 

Erinnerung an ein »Festival der 

Knüppel und Blaulichter«

Für Gutbetuchte

Frankreichs Regierung will 240 »Exzel-

lenzinternate« eröffnen, Kosten 

spielen dabei keine Rolle 

N
ach der wochenlangen Odys-

see der »Sea-Watch 3« ist 

die Situation der aus Seenot 

geretteten Flüchtlinge im Mittelmeer 

weiterhin dramatisch. Italiens Innen-

minister Matteo Salvini und malte-

sische Behörden versuchen nach wie 

vor, die Häfen ihrer Länder rigoros zu 

sperren und erhalten Rückendeckung 

vom österreichischen Exkanzler Se-

bastian Kurz. In Deutschland sind 

derweil Tausende Menschen auf die 

Straße gegangen, um für die Rechte 

von Schiffbrüchigen und Geflüchte-

ten zu demonstrieren.

Noch am Sonntag mittag hatte 

Malta dem deutschen Rettungsschiff 

»Alan Kurdi« mit Dutzenden Mig-

ranten an Bord untersagt, im Hafen 

der Insel anzulegen. Am Abend kam 

dann die erlösende Nachricht, dass 

die Insassen an Land gehen dürften. 

Das Schiff der Organisation »Sea-

Eye« hatte am Freitag 65 Menschen 

in internationalen Gewässern vor Li-

byen von einem Schlauchboot geret-

tet. Die »Alan Kurdi« wartete danach 

zunächst vergeblich auf die Erlaub-

nis italienischer Behörden, um im 

Hafen von Lampedusa einlaufen zu 

dürfen. Salvini hatte dies verboten. 

»Wir können nicht abwarten, bis an 

Bord der Notstand ausbricht«, sagte 

»Sea-Eye«-Einsatzleiter Gorden Isler 

dpa am Sonnabend am Telefon. Dar-

aufhin war die »Alan Kurdi« in Rich-

tung Malta abgedreht.

Trotz des von der Regierung in Rom 

erteilten Verbots, in Lampedusa anzu-

landen, machte das Segelboot »Alex« 

der Hilfsorganisation »Mediterranea« 

mit 41 Migranten an Bord am Sams-

tag abend im Hafen fest. Der kleine 

Motorsegler ist nur für 18 Passagiere 

zugelassen, es waren 60 Menschen an 

Bord. Die hygienischen Verhältnisse 

und der Wassermangel waren zuletzt 

nach Angaben von »Mediterranea« 

katastrophal. Der Innenminister von 

der extrem rechten Partei Lega schrieb 

nach dem Anlegen auf Twitter, bei der 

Crew der »Alex« handele es sich um 

»Schakale«. Er verbot den Menschen, 

den Pier zu betreten. Am Sonntag nach-

mittag wurde schließlich gemeldet, 

dass die Passagiere von Bord gegangen 

seien.
Seine unmenschliche Haltung scha-

det indes Salvinis Popularität nicht, wie 

AFP berichtete. Laut einer am Samstag 

in der Zeitung Corriere della Sera ver-

öffentlichten Umfrage stimmen 59 Pro-

zent der Italiener der Schließung der 

Häfen zu. Zu profilieren versucht sich 

auch der frühere österreichische Kanz-

ler Sebastian Kurz, der erneut für das 

Amt kandidieren will. Er halte es für 

falsch, wenn sich Nichtregierungsorga-

nisationen daran beteiligten, Menschen 

illegal nach Europa zu bringen, sagte 

Kurz der Welt am Sonntag. Die Flücht-

linge sollten zurück in ihre Herkunfts-

länder gebracht werden. Zum Beispiel 

in das vom Bürgerkrieg erschütterte 

Libyen. Erst in der vergangenen Wo-

che waren bei einem Luftangriff auf 

ein Flüchtlingslager nahe der Haupt-

stadt Tripolis nach neuesten Angaben 

53 Menschen ums Leben gekommen. 

Darüber hinaus seien 130 Menschen 

verletzt worden, teilte die Weltgesund-

heitsorganisation am Freitag mit.

Aus Solidarität mit zivilen Seenot-

rettern protestierten am Sonnabend in 

zahlreichen deutschen Städten Tausen-

de Menschen. Die Bewegung »See-

brücke« sprach von insgesamt rund 

30.000  Demonstranten in mehr als 

hundert Städten. In der vergangenen 

Woche hatte die »Sea-Watch 3« einer 

deutschen Hilfsorganisation trotz des 

Verbots der Regierung in Rom Kurs auf 

die italienischen Hoheitsgewässer ge-

nommen und mit 40 Migranten an Bord 

in Lampedusa angelegt. Die deutsche 

Kapitänin Carola Rackete war darauf-

hin festgenommen und erst am Diens-

tag wieder freigelassen worden. Ra-

ckete wird unter anderem Beihilfe zur 

illegalen Einwanderung vorgeworfen.

Gebt die Häfen frei!

Richtungsstreit spitzt sich zu

WWW.JUNGEWELT.DE

Iran will diplomatische 

Lösung in Tanker-Streit

Teheran. Der Iran will den Streit um 

seinen vor Gibraltar gestoppten 

Supertanker diplomatisch lösen. 

»Wir werden natürlich alle recht-

lichen Möglichkeiten in Betracht 

ziehen, hoffen aber letztendlich auf 

eine diplomatische Lösung«, sagte 

Vizeaußenminister Abbas Araghchi 

(Foto) am Sonntag bei einer Presse-

konferenz in der Hauptstadt Teheran. 

Der iranische Tanker »Grace 1« war 

am Donnerstag vor Gibraltar wegen 

des Verdachts, er könnte Öl nach 

Syrien liefern, von britischen Ein-

satzkräften gestoppt worden. Der 

Iran protestierte gegen das Aufbrin-

gen seines Öltankers, bestellte den 

britischen Botschafter in Teheran 

ein und forderte, das Schiff sofort 

weiterfahren zu lassen. Gibraltar am 

Südzipfel Spaniens steht unter bri-

tischer Souveränität. Nach Angaben 

von Araghchi war der iranische Öl-

tanker in internationalen Gewässern 

unterwegs.  

(dpa/jW)

Siehe Seiten 7, 8 und 9

25.000 Personen auf 

rechten »Todeslisten«

Berlin. Die rechtsterroristische 

Gruppe »Nordkreuz« hat laut einem 

Medienbericht politisch motivierte 

Morde in ganz Deutschland geplant. 

Das Netzwerk habe auf seinen »To-

deslisten« Namen und Adressen von 

politischen Gegnern bundesweit ge-

sammelt, berichteten die Zeitungen 

des Redaktionsnetzwerks Deutsch-

land (Sonnabendausgaben) unter 

Verweis auf Vernehmungsprotokolle 

des Bundeskriminalamtes. Laut den 

Angaben verfügt »Nordkreuz« dem-

nach über mindestens zwei weitere 

Ableger: »Südkreuz« und »West-

kreuz«. Auch in und um Berlin soll 

eine Unterstützergruppe tätig sein.

In Akten und auf elektronischen 

Datenträgern, die bei Durchsuchun-

gen bei »Nordkreuz«-Mitgliedern 

im August 2017 und April 2018 in 

Mecklenburg-Vorpommern sicherge-

stellt wurden, sind demnach Namen 

und Adressen von fast 25.000 poli-

tischen Gegnern aus dem gesamten 

Bundesgebiet verzeichnet.  (AFP/jW)

Flucht aus dem Bürgerkriegsland: Migranten in einem Schlauchboot vor der libyschen Küste (Januar 2018)
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Bundesweit Proteste gegen Kriminalisierung von Seenotrettern. Italien und Malta 

verwehren Schiffen das Anlegen. Hardliner im Profilierungswahn. Von Michael Merz

Landesverbände der AfD ringen mit internen Machtstrukturen des »Flügels« um Rechtsaußen Höcke

D
er Machtkampf in der AfD 

hat den Vorstand der Partei 

in Nordrhein-Westfalen ge-

sprengt. Auf einem Parteitag in War-

burg trat der als gemäßigt geltende Ko-

vorsitzende Helmut Seifen am Sonn-

abend gemeinsam mit einem Großteil 

des zwölfköpfigen Landesvorstandes 

zurück. Der gleichberechtigte Landes-

chef Thomas Röckemann und zwei wei-

tere Vorstandsmitglieder bleiben vor-

erst im Amt.

Röckemann gilt als Sympathisant des 

Rechtsaußen-»Flügels« der AfD um 

den Thüringer Landesparteichef Björn 

Höcke. Seifen warf dessen Anhängern 

vor, die Partei in NRW und bundes-

weit zu unterwandern und zu spalten. In 

entscheidenden politischen Fragen han-

delten Höckes »willfährige Werkzeu-

ge« nicht im Interesse des Landesver-

bandes, sagte er. »Ihre Loyalität gilt in 

erster Linie dem ›Flügel‹.« Der Kovor-

sitzende Röckemann lehnte in Warburg 

einen Rücktritt ab: »Ich für meinen Teil 

habe die Eier, das, was ich angefangen 

habe, auch durchzuziehen«, sagte er.

Unterdessen sorgt sich auch die Bun-

despartei darum, »unterwandert« zu 

werden. Das geht aus einem Schreiben 

des Parteivorstands an das AfD-Bun-

desschiedsgericht hervor, das der Deut-

schen Presseagentur vorliegt. In dem 

Antrag zum Parteiausschlussverfahren 

gegen die schleswig-holsteinische Lan-

desvorsitzende Doris von Sayn-Witt-

genstein heißt es: »Die besondere 

Gefahr, der die Partei Alternative für 

Deutschland ausgesetzt ist, nämlich 

von Rechtsextremisten unterwandert zu 

werden und in Folge dessen politisch zu 

›implodieren‹, war allgemein und da-

mit auch der Antragsgegnerin bekannt, 

als sie ihren Aufnahmeantrag im Jahr 

2016 stellte.«

Ein weiterer Schauplatz dieses 

Machtkampfes findet sich in Bay-

ern. Das Schiedsgericht des dortigen 

AfD-Landesverbandes stellte fest, dass 

der »Flügel« eine eigenständige Or-

ganisation darstelle. Welt am Sonntag 

berichtete über einen Beschluss vom 

30. Juni, laut dem es »nicht mehr zu ver-

neinen« sei, dass der »Flügel« in einem 

»Konkurrenzverhältnis« zur AfD stehe. 

Die Repräsentanten des »Flügels« ver-

sammelten sich unterdessen am Sams-

tag beim sogenannten Kyffhäusertreffen 

im thüringischen Leinefelde.  (dpa/jW)

Siehe Seite 4

wird herausgegeben von  
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Kulturindustrie

Inhalt und Form: Die Gegenwarts-

literatur bestätigt das falsche Ganze. 

Überlegungen zu einem kritischen 

Realismus im Anschluss an Theodor 

W. Adorno und Antonio Gramsci.  

Ein Vortrag. Von Enno Stahl
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cuba�-�reisen

info@profil-cuba-reisen.de

www.profil-cuba-reisen.de

Eine Leserreise von UZ & Cuba Libre 

mit reichhaltigem Programm!

5.–20. Dezember 2019.

Havanna – Santa Clara – Trinidad – 

Playa Giron – Varadero

Teilnehmerbeitrag:

2590,– Euro pro Person
(im Doppelzimmer inkl. Flug mit Condor ab Frankfurt/M., 

ausführliches Programm siehe Website!)

500 Jahre Havanna!

Lernt unser feministisches Frauenumweltprojekt 

EcoMujer auf der Fiesta de Solidaridad kennen. Seit 

mehr als 20 Jahren stehen wir im Austausch mit Cuba 

und unterstützen konkrete Projekte vor Ort.
 

Samstag 27. Juli 2019 von 14:00 bis 22:00 Uhr

Parkaue, 10367 Berlin-Lichtenberg

S+U Frankfurter Allee 

Infos: info@ecomujer.org 

www.ecomujer.org 

EcoMujer – Frauen und Umwelt - e.V. 

"Solidarität mit Cuba jetzt!"
Fiesta de Solidaridad

Venezuelas Präsident Nicolás Maduro schwenkt während einer Militärzeremonie in Maracay die Nationalflagge

Ein Bus für den Garten
Die FBK unterstützt seit vielen Jahren den  
Aufbau des Botanischen Gartens in Pinar del Rio (Westkuba). Er liegt 
außerhalb der Stadt und dient der Forschung (Erhalt und Sammlung 
HQGHPLVFKHU 3ÀDQ]HQ�� GHU 1DKHUKROXQJ� DEHU DXFK GHU 8PZHOWHU]LH-
hung für die umliegenden Bildungseinrichtungen.

Was dringend benötigt wird, ist ein Transportmittel!

8P 0LWDUEHLWHULQQHQ� *lVWH� 6FK�OHULQQHQ� XQVHUH %ULJDGHWHLO-
QHKPHULQQHQ �RGHU DXFK 0DWHULDOLHQ� WUDQVSRUWLHUHQ ]X N|QQHQ� 
ZROOHQ ZLU HLQHQ %XV I�U GHQ *DUWHQ NDXIHQ� 'DI�U IHKOHQ XQV 
QRFK FD� ����� (XUR� :LU ELWWHQ ZHLWHU XP ¿QDQ]NUlIWLJH 
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www.fg-berlin-kuba.de

EIN BUS FÜR DEN GARTEN
Die FBK unterstützt seit vielen
Jahren den Aufbau des Botanischen
Gartens in Pinar del Rio (Westkuba).

Er liegt außerhalb der Stadt und dient der
Forschung (Erhalt und Sammlung endemi-
scher Pflanzen), der Naherholung, aber auch der Umwelterziehung für
die umliegenden Bildungseinrichtungen.

Um Mitarbeiter*innen, Gäste, Schüler*innen, unsere Brigadeteil-
nehmer*innen (oder auch Materialien) transportieren zu können,
wollen wir einen Bus für den Garten kaufen.
Dafür fehlen uns noch ca. 5000 Euro. Wir bitten weiter um finanzkräftige

Unterstützung. Jeder Euro hilft!

FBK Freundschaftsgesellschaft Berlin Kuba e. V.,
IBAN DE51 43060967 1139420100

(Bitte Kennwort BOGABUS und Anschrift angeben)

Jardin botánico
PINAR DEL RIO

ANZEIGEN

ANZEIGE


